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1. PROBLEMSTELLUNG

Die vorgeschlagene Methodik stützt sich auf RPV Art. 39.2, wonach 
Umnutzungen bestehender Bauten, die als landschaftsprägende 
Elemente unter Schutz gestellt wurden, möglich sind. Die Kantone 
Wallis und Tessin haben diese Vorgehensweise schon bei der 
Behandlung der „Maiensässe“ bzw. „Rustici“ angewendet.

2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Definition der erhaltenwerten Alpbetrieben

Die Möglichkeit der Umnutzung von Bauten, die für den erhaltens-
werten Alpbetrieb charakteristisch sind, stellt eine Lockerung der 
bisher üblichen Vorgehensweise dar. Durch die vorgeschlagene 
Vorgehensweise sind Umnutzungen von Bauten möglich, die 
bis anhin nur teilweise geändert werden durften. Umnutzungen 
sind möglich unabhängig von der Bewertung einer Baute im 
Verzeichnis der alpinen Baudenkmäler, vorausgesetzt, dass die 
Baute als Element betrachtet wird, welches die schützenswerte 
Landschaft prägt.

Die Sömmerungsgebiete werden gemäss der Landwirtschaftliche 
Zonen-Verordnung des Bundes abgegrenzt. Diese Gebiete umfas-
sen die Sömmerungsweiden und die Heuwiesen, deren Ertrag 
für die Zufütterung während der Sömmerung verwendet wird. 
Die Grenzen des Sömmerungsgebiets werden auf Grund der 
Bewirtschaftungsweise und unter Berücksichtigung der natürli-
chen Bedingungen und der traditionellen Bewirtschaftungsweise 
festgelegt.

Es ist unbedingt zu verhindern, dass Alpbetriebe unter Schutz 
gestellt werden, in denen Anlagen von nationaler oder kanto-
naler Bedeutung (Bedürfnisse der Armee, der Stromversorgung 
oder andere) geplant sind oder bereits bestehen. Das Gleiche 
gilt, wenn die Alpbetriebe für die Schaffung von regionalen 
Tourismuseinrichtungen vorgesehen sind. Zur Berücksichtigung 
dieser Aspekte sind die bestehenden Planungen des Bundes, 
des Kantons und der Region herbeizuziehen.

Bedingungen für die Umnutzung charakteristischer Bauten 
eines erhaltenwerten Alpbetriebes

Gehört eine Baute nicht zu den Kategorien A oder B des 
Verzeichnisses der alpinen Baudenkmäler, müssen im Falle einer 
Nutzungsänderung nur der Standort, das Volumen, die Eigenschaften 
der Fassaden sowie die Struktur- und Verkleidungsmaterialien 
beibehalten werden.

Nutzungsänderungen im Hinblick auf die Ausübung einer 
bescheidenen Handels- oder Gewerbetätigkeit sind gemäss 
den Bedingungen in Artikel 39 Abs. 3 RPV nur ausnahmsweise 
erlaubt.

Mitwirkende Stellen

ILFD, KGA, LwA, MelA, LIG, 
WaldA und BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Unveränderte eidgenossische 
oder kantonale Gesetzgrundlage 
seit der Annahme des 
kantonalen Richtplans

Zu diesem Thema siehe auch 
den erläuternden Bericht 
«Gebäude ausserhalb der 
Bauzone»
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Berücksichtung des Standorts

Der Standort ist die geographische und physikalische Position 
des Gebäudes in der Landschaft und auf dem Grundstück. 
Diese Position wird analysiert aufgrund der Topographie, der 
Ausrichtung des Gebäudes sowie der umliegenden natürlichen 
oder baulichen Elemente. Ein guter Standort ist im Allgemeinen 
unter folgenden Bedingungen gegeben:
· das Bauwerk bedingt nur beschränkte Erdbewegungen 

(Topographie),

· die Position des Gebäudes entspricht der Position der meisten 
bereits bestehenden Bauwerke (Ausrichtung),

· die allgemein eingehaltenen Entfernungen des Gebäudes zu 
einem natürlichen Element (Baum, Wald, Bach usw.) oder 
zu einem baulichen Element (ein anderes Gebäude, eine 
Strasse usw.) werden berücksichtigt.

Berücksichtigung des Volumens

Das Volumen der Baute muss sich einerseits auf die Typologie 
der bestehenden Gebäude beziehen, andererseits auf die darin 
enthaltenen Funktionen, da die Gebäude je nach Funktion häufig 
sehr unterschiedliche Volumen aufweisen. 

Berücksichtigung der verwendeten Materialien

Die Verwendung herkömmlicher Materialien – sowohl für die 
Struktur als auch für die äusseren Verkleidungen – ist wahrschein-
lich das beste Mittel, um eine gewisse Harmonie zwischen den 
Gebäuden und einem Ort zu gewährleisten. Eine Neuinterpretation 
der Materialien ist zwar oft möglich, bedarf aber einer genauen 
Analyse der bestehenden Gebäude und einer Verwendungsart, 
die ihren physikalischen Eigenschaften gerecht wird.

Erschliessung

Alpbauten umfassen in der Regel Gebäude, die nur einen 
sehr rudimentären Komfort bieten. Die im Text des kantonalen 
Richtplans erwähnte geringfügige Erweiterung der Erschliessungen 
erlaubt eine Anpassung der bestehenden Erschliessungen, aber 
keinesfalls die Realisierung umfangreicherer Infrastrukturen, wie 
beispielsweise des Baus einer neuen Zufahrtsstrasse.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Teilumbau

Der Teilumbau nichtlandwirtschaflticher Bauten ausserhalb von 
Bauzonen kann bewilligt werden. Für die Alphütten sind diese 
teilweisen Änderungen im bewohnten Bereich und für summarische 
Einrichtungen auch in den anderen Bereichen möglich (Feuerstelle, 
notdürftige Schlafstellen,...). Diese Änderungen werden aber 
durch die geltende Bundesgesetzgebung beschränkt.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die erste vorzusehende Massnahme zur Erhaltung der Alphütten 
mit den Werten A oder B ist die Unterschutzstellung dieser Bauten 
durch den Zonennutzungsplan. Es handelt es sich dabei gewiss 
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um eine Planungsmassnahme, die einer Änderung der Ortsplanung 
bedarf. Diese Vorgehensweise erfordert aber im Gegensatz zur 
festgelegten Vorgehensweise für die erhaltenswerten Alpbetriebe 
keine Abgrenzung von Landschaftsschutzgebieten.

Die Gemeinden sind nicht gezwungen, Sektoren erhaltenswerter 
Alpbetriebe zu planen. Die Wahl dieser Vorgehensweise ist für 
die lokale Behörde offen. Jeder Gemeinde steht es frei zu prüfen, 
ob sie diese Vorgehensweise in all denjenigen Sektoren ihres 
Gebietes umsetzen will, die den Kriterien des kantonalen Richtplans 
entsprechen, oder nur in einem Teil dieser Sektoren.




